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Zweiundfünfzigste Verordnung über Ausnahmen von den
Vorschriften der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

52. Ausnahmeverordnung zur StVZO
 

Zum 17.04.2024 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe

Stand: Geändert durch Art. 1 V v. 18.2.1998 I 390

Fußnoten

(+++ Textnachweis ab: 21.8.1996 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
     Umsetzung der
       EWGRL 220/70 (CELEX Nr: 370L0220) +++)
 
 

Dieses Gesetz ändert die nachfolgend aufgeführten Normen
Gültigkeit  Vorschrift   Änderung   geänderte Norm  

ab bis i.d.F.
§ 2 Inkraftsetzung StVZOAusnV 52 21.8.1996    

Eingangsformel

Auf Grund

- des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a in Verbindung mit Abs. 3 des Straßenverkehrsgesetzes in der
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9231-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,
die Eingangsworte in Absatz 1 Nr. 3 zuletzt geändert durch § 37 Abs. 2 des Gesetzes vom 24.
August 1965 (BGBl. I S. 927) sowie Absatz 3 eingefügt durch § 70 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes vom
15. März 1974 (BGBl. I S. 721) und geändert gemäß Artikel 22 Nr. 3 der Verordnung vom 26. No-
vember 1986 (BGBl. I S. 2089), verordnet das Bundesministerium für Verkehr,
 

- des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d, Nr. 5a und Abs. 2a in Verbindung mit Abs. 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes, Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d geändert durch Artikel 1 Nr. 5 des Gesetzes vom 6.
April 1980 (BGBl. I S. 413), Absatz 1 Nr. 5a eingefügt durch § 70 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes vom
15. März 1974 (BGBl. I S. 721) und Absatz 2a eingefügt gemäß Artikel 22 der Verordnung vom
26. November 1986 (BGBl. I S. 2089), verordnen das Bundesministerium für Verkehr und das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
 

nach Anhörung der zuständigen obersten Landesbehörden:

§ 1

Abweichend von § 47 Abs. 3 Nr. 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung gelten Kraftfahrzeuge auch
dann als schadstoffarm im Sinne der Richtlinie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 93/59/EWG des
Rates vom 28. Juni 1993 (ABl. EG Nr. L 186 S. 21), wenn sie vor dem

a) vor dem 1. Oktober 1995 oder
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b) bei mehr als sechs Sitzplätzen einschließlich des Fahrersitzes oder einer Gesamtmasse von
mehr als 2.500 kg und einer Bezugsmasse von mehr als 1.250 kg vor dem 1. Oktober 1998
 

erstmals in den Verkehr gekommen sind und nach dem 1. Januar 1996 nachträglich mit einem Abgasrei-
nigungssystem versehen worden sind. Dies gilt nur, wenn

1. das Abgasreinigungssystem

a) mit einer Betriebserlaubnis für Fahrzeugteile nach § 22 der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung genehmigt ist oder
 

b) im Rahmen einer Betriebserlaubnis für das Fahrzeug nach § 21 der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung genehmigt ist oder
 

c) durch ein Teilegutachten nach § 19 Abs. 3 Nr. 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung für unbedenklich erklärt und die Abnahme nach dieser Vorschrift unverzüglich
durchgeführt und bestätigt worden ist,
 

 

2. im Rahmen einer Abgasprüfung nach Anhang I Nr. 5.3.1 in Verbindung mit Anhang III der Richt-
linie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 93/59/EWG des Rates vom 28. Juni 1993 (ABl.
EG Nr. L 186) nachgewiesen worden ist, daß die mit dem eingebauten Abgasreinigungssystem
ermittelten Abgaswerte, multipliziert mit dem entsprechenden Verschlechterungsfaktor nach
Nummer 5.3.5.2 des Anhangs I, die in Nummer 7.1.1 genannten Grenzwerte für die Fahrzeug-
klasse M nicht übersteigen,
 

3. die Dauerhaltbarkeit des Abgasreinigungssystems für mindestens 2 Jahre oder 80.000 km ge-
währleistet ist,
 

4. die Nachrüstung keine nachteiligen Auswirkungen, insbesondere auf das Betriebsverhalten, die
Betriebssicherheit, den Kraftstoffverbrauch und das Geräuschverhalten des Kraftfahrzeugs, hat
und
 

5. alle für die Nachrüstung mit dem Abgasreinigungssystem erforderlichen Teile ordnungsgemäß
eingebaut sind und die einwandfreie Funktion des Abgasreinigungssystems von einer für die
Durchführung der Abgasuntersuchung nach § 47a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in
Verbindung mit Anlage VIIIa Nr. 3.1.2 oder 3.2 anerkannten Kraftfahrzeugwerkstatt, sofern die-
se die Nachrüstung selbst durchgeführt hat oder durch einen amtlich anerkannten Sachverstän-
digen oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr oder durch einen Kraftfahrzeugsachverständigen
oder Angestellten nach Abschnitt 7.4a der Anlage VIII bestätigt worden ist.
 

Fußnoten

§ 1 Satz 1 Halbsatz 2: IdF d. Art. 1 V v. 18.2.1998 I 390 mWv 11.3.1998

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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